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Liebe Leserinnen, lieber Leser, 
 
der wachsende Abstand zwischen  
Arm und Reich ist schlecht für unser Land,  
denn je ungleicher eine Gesellschaft ist, desto größer sind auch ihre 
sozialen Probleme. Ungleichheit teilt eine Gesellschaft und schwächt 
die Demokratie. 
Doch wie kommen wir dem Ziel einer gerechten Gesellschaft näher und 
an welchen Kriterien muss sich staatliches Handeln orientieren?  
 
Soziale Gerechtigkeit heißt Teilhabe. Wir wollen gemeinsam unser 
Leben in der Gesellschaft gestalten und niemand darf ausgeschlossen 
sein.  
Soziale Gerechtigkeit macht keine Unterschiede, alle Menschen sind 
einbezogen: Kinder und Jugendliche, Familien, ältere Menschen, 
Menschen mit Behinderungen, Menschen unabhängig von Geschlecht 
und Herkunft.  
 
Wenn wir diese gerechte, solidarische und vielfältige Gesellschaft 
miteinander erreichen wollen, muss staatliches Handeln die 
Voraussetzungen dafür schaffen. Es geht nicht um Bevormundung, 
sondern um Befähigung und Unterstützung. Unsere Lebensentwürfe 
sehen unterschiedlich aus, aber wir können sie nur gemeinsam in die 
Tat umsetzen. Und wir können die Potenziale entdecken, die Vielfalt 
bieten. Wir wollen sozialstaatliche Leistungen so ausrichten, dass 
Menschen in der Lage sind, für das eigene Leben und füreinander 
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Deshalb verstehen wir soziale Gerechtigkeit nicht allein als Ausgleich 
zwischen oben und unten: Gerechtigkeit ist mehr als 
Transferleistungen! Chancengerechtigkeit und gleiche Beteiligungs-
rechte sind für uns keine Schlagworte, sondern wichtige 
Voraussetzungen um unser Ziel einer gerechten Gesellschaft zu 
erreichen.  
 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich das Ziel gesetzt, eine 
moderne Sozialpolitik zu gestalten. Eine Sozialpolitik, die zukunftsfähig 
ist, die Armut vermindert und soziale Teilhabe erleichtert. Eine 
Sozialpolitik, die die Grundlagen dafür schafft, dass wir unsere 
Lebensentwürfe gemeinsam in dieser Gesellschaft verwirklichen 
können. Wir haben dazu unsere Vorstellungen im dem Positionspapier 
„Soziale Gerechtigkeit, Solidarität und Vielfalt als Leitbild für ein 
demokratisches Sachsen“ formuliert. 
 
Ich freue mich über Ihr Interesse an GRÜNER Sozialpolitik. Ich lade Sie 
ein, unseren Weg zu einer gerechten und solidarischen Gesellschaft 
kennen zu lernen.  
Wenn Sie sich mit Ideen und Kritik an uns wenden wollen, finden Sie 
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Die sozialen Probleme der Menschen dulden keinen Aufschub 
 
Die Schere zwischen Armut und Reichtum öffnet sich immer stärker 
und stellt die Frage danach, wie wir Gerechtigkeit in unserer 
Gesellschaft verstehen und umsetzen wollen. 
Lang anhaltende Erwerbslosigkeit, Beschäftigungen wie Minijobs und 
Leiharbeit, geringe Bildungschancen von immer größeren Teilen der 
Bevölkerung, verbreitete Kinder- und wieder steigende Altersarmut 
aber auch die Folgen des demografischen Wandels drohen diese 
Spaltung in unserer Gesellschaft zu vertiefen. Die Angst vor dem 
sozialen Abstieg reicht heute bis in die Mitte der Gesellschaft hinein. 
Daran ändern – anders als vor Jahren - offenbar auch Zeiten des 
wirtschaftlichen Aufschwungs nichts mehr. Nach wie vor werden etwa 
Frauen, Menschen mit Behinderungen und Migrantinnen und Migranten 
strukturell benachteiligt. Eine dauerhafte Spaltung der Gesellschaft in 
Gewinner und Verlierer droht. Dies schafft eine neue Gerechtigkeits-
lücke.  
 
Trotz und zum Teil auch wegen der arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Reformen der letzten Jahre leben viele Menschen ohne ein Existenz 
sicherndes Einkommen. Gerade für Geringverdiener und Allein-
stehende in Deutschland liegt die Steuer- und Abgabenlast weit über 
dem OECD-Mittel.  
Mittlerweile werden in einer steigenden Anzahl der Familien Armut und 
Chancenlosigkeit über Generationen weitergegeben. Kinderarmut ist 
dort am größten, wo die Eltern Schwierigkeiten haben, auf dem 
Arbeitsmarkt ihren Platz zu finden, also bei Alleinerziehenden, bei 
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Die gerechte und gleichberechtigte Teilhabe an Bildung, Arbeit, Kultur, 
gesundheitlicher Versorgung, Einkommen und Mobilität ist für viele 
Menschen heute nicht mehr oder nur unzureichend gesichert. Daraus 
ergeben sich die zentralen Herausforderungen für die Sozialpolitik. 
In Sachsen erlangt nahezu jede(r) Zehnte eines Jahrgangs keinen 
Schulabschluss. Kinder von Akademikerinnen und Akademikern, 
Beamtinnen und Beamten und Selbständigen haben eine wesentlich 
höhere Chance, das Gymnasium und anschließend eine Hochschule 
zu besuchen als Kinder von langzeitarbeitslosen Eltern oder 
Arbeiterkinder. Schülerinnen und Schüler mit Lernschwächen und 
Behinderungen werden frühzeitig vom Besuch der Regelschule 
ausgeschlossen. Damit verfestigt das sächsische Bildungswesen den 
Einfluss der sozialen Herkunft auf Bildungserfolg und berufliche Zukunft 
und legt durch seine Selektivität schon früh spätere Lebenswege fest. 
 
Sachsen hatte im Februar 2011 eine Arbeitslosenquote von 12,4 %, gut 
zwei Drittel dieser Menschen, also 189.706 Menschen sind 
langzeitarbeitslos. 
Von den Langzeitarbeitslosen gehen derzeit drei Viertel vorzeitig in 
Rente. Der Hauptzugang in die Rente mit 51,8 % ist in Ostdeutschland 
der aus Arbeitslosigkeit. Wer seine Rente aber vorzeitig bezieht, muss 
mit Abschlägen von bis zu 18 % rechnen. Trotzdem streicht die 
Koalition von CDU und FDP Arbeitsmarktprogramme, wie den 
Kommunal-Kombi, die kontinuierliche und sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung auf dem zweiten Arbeitsmarkt für ältere Arbeitnehmer 
schaffen.  
 
Die Armutsquote in Sachsen beträgt 19,5 % (2009), d.h. fast jeder 
Fünfte lebt unter der Armutsschwelle. Bei den unter 18-Jährigen in 
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2008 12,7 % der Bevölkerung Mindestsicherungsleistungen 
(Bundesdurchschnitt 9,3 %) in Form von Arbeitslosengeld II und 
Sozialgeld (Hartz IV), Grundsicherung im Alter und - bei dauerhafter 
Erwerbsminderung - Sozialhilfe (SGB II und SGB XII). Im April 2010 
leben 500.247 Menschen in Sachsen in Bedarfsgemeinschaften, davon 
sind 37.702 Menschen vollzeit- und 90.543 teilzeiterwerbstätig. Die 
Gruppe der derzeit knapp 10.000 alten Menschen, die zusätzlich zu 
ihrer Rente auf Grundsicherung im Alter angewiesen ist, wächst jährlich 
um etwa 500 Personen. 
 
 
Rückschritt statt Paradigmenwechsel 
 
Anstelle des notwendigen Paradigmenwechsels in der Sozialpolitik 
erfolgen in Sachsen unter dem Druck zurückgehender öffentlicher 
Einnahmen massive finanzielle Einschnitte ohne Konzept. Die damit 
verbundenen strukturellen Veränderungen bedrohen die Grundlagen 
sozialer Arbeit im Land. CDU und FDP fehlt die Erkenntnis, dass 
Ausgaben für Sozialpolitik vor allem eine Investition in die Zukunfts-
fähigkeit Sachsens und keine überflüssigen Kosten sind. Durch die 
Haushaltskürzungen und eine planlose und intransparente Sozialpolitik 
der Koalition droht das soziale Netz zu zerreißen: 
 
Das Sozialministerium ist ein Ressort, das 2010 und im Doppelhaushalt 
2011/12 mit einem Einsparvolumen von 12,3 % überproportional von 
den Kürzungen betroffen ist. Denn bezogen auf den Gesamthaushalt 
mussten nur etwa 7,5 % eingespart werden. Bei einer extrem hohen 
Zweckbindung der in diesem Ministerium veranschlagten Mittel, schlägt 
dieses Vorgehen besonders drastisch zu Buche. Das heißt, dass die 
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2010 und ist auch wieder 2011 erlebbar. Gespart wird zu Lasten von 
Strukturen. Das gilt vor allem, wenn es um Akteure auf der Landes-
ebene geht: gekürzt werden z.B. knapp 1,5 Mio. Euro bei den 
überörtlichen Jugendverbänden, 500.000 Euro bei den Spitzen-
verbänden der Freien Wohlfahrtspflege. Der Landesfrauenrat wird mit 
einem Haushaltsansatz von nur noch 9.000 Euro im Jahr 2011 komplett 
abgewickelt. 
 
Gekürzt wurde etwa 30 %, d.h. 5,6 Mio. Euro in der Jugendhilfe. Mehr 
als zwei Drittel, d.h. 1,1 Mio. Euro wurden bei der Familienbildung und 
–erholung gekürzt, 700.000 Euro, also etwa 20 %, fehlen bei der 
ambulanten Versorgung psychisch kranker Menschen, knapp 30.000 
Euro, also etwa 10 % bei der AIDS-Hilfe. Etwa die Hälfte, also 300.000 
Euro weniger, stehen der ambulanten Hospizarbeit zur Verfügung. 
Dadurch werden zumeist präventive Angebote und Projekte gestrichen, 
sei es bei der Jugendgerichtshilfe oder in der AIDS- oder Sucht-
prävention. Da Träger und Einrichtungen weitere Kürzungen nicht mehr 
abfedern können, sind Kündigungen der nächste Schritt. Die Folgen 
sind sowohl für die Zielgruppen als auch für die in der sozialen Arbeit 
Beschäftigten gravierend. Ganze Arbeitsbereiche drohen wegzu-
brechen.  
 
Gleichzeitig kommt die Staatsregierung ihren Berichtspflichten in den 
Feldern der Sozialpolitik nicht mehr in ausreichender Form nach und 
gibt damit die Grundlage für planvolles politisches Handeln auf. Sie 
entlässt sich selbst aus der verfassungsgemäßen Verpflichtung, für 
gleichwertige Lebensverhältnisse der Bürgerinnen und Bürger in 
Sachsen zu sorgen 1
                                            
1 u.a. Artikel 7, Absatz 2, Sächsische Verfassung 
. Stattdessen werden Landesaufgaben 
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belegt, dass dies sachdienlich oder im Interesse der Betroffenen sein 
könnte.  
 
In der sächsischen Sozialpolitik fand in den letzten Jahren Innovation 
bestenfalls auf dem Papier statt. So kann der Bildungsplan für Kitas 
nicht umgesetzt werden, weil die Ressourcen in den Einrichtungen 
fehlen. Gab es Erfahrungen aus Modellprojekten, wurden diese oft 
nicht in Regelstrukturen überführt. Die Ziele dieser Politik sind weder 
für die Bürgerinnen und Bürger noch für die Anbieter von sozialen 
Dienstleistungen transparent. Überhaupt wurde die Kommunikation und 
Kooperation mit den Kommunen und den Trägern der freien 
Wohlfahrtspflege in den letzten Jahren immer mehr eingeschränkt.  
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert, dass der 
zunehmenden Beliebigkeit von sozialen Angeboten umgehend Einhalt 
geboten wird.  
Das Vorgehen des Sozialministeriums im Jahr 2010 zeigte, dass wir 
handeln müssen. Der Konsolidierungsbedarf im Haushalt 2010, der im 
Übrigen exakt dem von 2009 entsprach, wurde ohne Rücksprache mit 
den Trägern und Kommunen im Haushaltsvollzug durchgedrückt. Eine 
Folgenabschätzung der Einsparungen fand nicht statt. Das ist 
unverhältnismäßig und kurzsichtig. An die Betroffenen denkt die 
Staatsregierung nicht, und sie missachtet darüber hinaus die Arbeit der 
Menschen in diesen Bereichen und deren Bereitschaft angesichts 
sinkender Haushaltsmittel an einem Umbauprozess mitzuwirken. Das 
setzte sich in den Haushaltsverhandlungen 2011 und 2012 fort. Die 
Verabschiedung des aktuellen Doppelhaushaltes macht deutlich: 
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Vermeiden finanzieller Schulden darf nicht zu sozialer 
Verschuldung führen 
 
Für die GRÜNE-Fraktion kann die Reaktion auf die aktuellen 
Sparmaßnahmen nicht die bloße Forderung nach einer Rücknahme der 
Kürzungen und ein „Weiter-so“ in den bisherigen Strukturen sein. Wir 
streben stattdessen einen Paradigmenwechsel hin zu einer 
emanzipativen Sozialpolitik an. Wir setzen auf Solidarität, Gerechtigkeit 
und Teilhabe von Menschen. Deshalb reden wir über Strukturen statt 
nur über Transfers, über Prävention statt über Defizitausgleich und 
über Vielfalt statt über schlichte Familienbilder und 
Normalitätsvorstellungen. Darin unterscheiden wir uns von allen 
anderen Parteien. Wir sehen das Heil weder in einem bevormundenden 
Fürsorgestaat, noch im liberalen Rückzug auf den Markt oder in der 
Rückbesinnung auf die Familie. Wir setzen auf eine gerechte, zivile 
Bürgergesellschaft und eine Politik der Inklusion, die allen Bürgerinnen 
und Bürgern einen gleichen Zugang zu Arbeit, Bildung, Mobilität, 
Gesundheitsleistungen und politischem wie soziokulturellem Leben 
eröffnet. Wir verstehen soziale Gerechtigkeit nicht allein als Ausgleich 
zwischen oben und unten, sondern wollen Chancengerechtigkeit und 
gleiche Beteiligungsrechte für Männer und Frauen, Menschen mit und 
ohne Behinderungen, Menschen mit und ohne Migrationserfahrung, 
Alte und Junge. Die GRÜNE-Fraktion stellt die Gerechtigkeitsfrage 
umfassend.  
Wege in die Armut müssen rechtzeitig verhindert und Wege aus der 
Armut massiv erleichtert werden. Alle sollen darauf vertrauen können, 
dass sie die Unterstützung, Beratung und Begleitung bekommen, die 
sie in ihrer persönlichen Situation brauchen und die ihnen Perspektiven 
für die eigene Entwicklung eröffnen. An dieser Aufgabe haben sich die 
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Sozialpolitik benötigt klar formulierte Ziele, transparente Verfahren, 
definierte Qualitätsanforderungen sowie unabhängige Evaluation. 
Subsidiarität und Solidarität lassen sich nicht voneinander trennen. Die 
GRÜNE-Fraktion will eine solidarische Gesellschaft und eine 
Sozialpolitik, die die Menschen ermutigt, aktiviert und unterstützt. 
 
 
Die Maßnahmen des Programms „Gerechtigkeit“ 
1. Transparenz der Landessozialpolitik und ihrer Wirkungen 
herstellen 
 
a) Zukunftsorientierte Erweiterung der bisherigen Sozial-
berichterstattung sowie der Armuts- und Reichtumsbericht-
erstattung um die Dimension der sozialen Nachhaltigkeit, um auf 
diesem Wege auch die künftigen Generationen in den Blick zu 
bekommen und nicht nur die der gerade lebenden 
b) Erarbeitung eines an Gerechtigkeit orientierten Sozialbudgets, 
das zum Beispiel die freiwilligen Leistungen des Landes für 
Kommunen und Träger der freien Wohlfahrtspflege verlässlich 
und transparent macht. Dazu gehört auch die finanzielle 
Absicherung der im September 2009 vom Landesjugend-
hilfeausschuss beschlossenen Jugendhilfeplanung für Sachsen 
für die Jahre 2010 bis 2014 und eine entsprechende Rücknahme 
der Kürzungen in diesem Bereich. 
c) Einführung von Genderbudgeting im Sozialhaushalt, um 
geschlechtsspezifische Auswirkungen der Haushaltspolitik 
sichtbar zu machen und um die Haushaltsmittel zielgenauer und 
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d) Vorbereitung eines dem Beispiel Rheinland-Pfalz folgenden 
Vertrags zwischen dem Land und den Wohlfahrtsverbänden 
„Soziale Charta“, um gemeinsame Grundsätze und Perspektiven 
für die Sozialpolitik zu vereinbaren 
 
Auf der Grundlage dieser Analysen, Planungs- und Steuerungs-
instrumente wollen wir mittel- und langfristig eine moderne Sozialpolitik 




2. Kindern und Jugendlichen eigene Rechte und einen gerechten 
Start ins Leben ermöglichen 
 
a) Stärkung der Rechte von Kindern und Jugendlichen durch die 
Umsetzung der UN-Konvention für die Rechte des Kindes in 
Sachsen 
b) Verstetigung und Weiterentwicklung eines Netzwerkes, das 
Eltern vor, während und nach der Geburt ihrer Kinder mit auf die 
konkreten Bedürfnisse der Familien zugeschnittenen 
Informationen, Beratungen und Hilfeleistungen unterstützt und 
ihre Kompetenzen stärkt 
c) Schaffen von Voraussetzungen für die zügige, wenn möglich 
schon vor dem Jahr 2013 greifende, Umsetzung des 
bundesweiten Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz ab 
dem ersten Geburtstag 
d) Ausbau der Frühförderung für behinderte und von Behinderung 
bedrohte Kinder 
e) Weiterentwicklung von Kindertagesstätten zu Familienzentren 
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f)  Schrittweise Senkung des Betreuungsschlüssels in den 
sächsischen Kitas von 1:13 auf 1:10 in Kindergärten, auf 1:5 in 
Krippen und auf 1:15 in Horten, um die Umsetzung des 
Sächsischen Bildungsplanes zu gewährleisten 
g) Starten einer Qualitätsoffensive in der frühkindlichen Bildung, 
einschließlich der Hochschulausbildung für Erzieherinnen und 
Erzieher 
h) Förderung aller Schülerinnen und Schüler durch die Abkehr vom 
Förderschulwesen und die schrittweise Schaffung eines 
inklusiven Schulsystems mit einer spezifischen Unterstützung 
von Brennpunktschulen 
i)  Weiterentwicklung einer eigenständigen Jugendpolitik auf der 
Grundlage einer starken Jugendhilfe und Jugendarbeit, die junge 
Menschen teilhaben lässt und ihre Potenziale fördert und 
ausbaut 
j) Schaffen von Voraussetzungen für eine Verschränkung der 
Systeme von Schule und Jugend(berufs)hilfe sowie einer 
Qualifizierung im Sinne von Teilhabe durch Arbeit mit dem Ziel 
Schulabbrüche und Schulabgänge ohne Schulabschluss zu 
vermeiden 
k) Schaffen einer umfassenden Zugangsgerechtigkeit zu Hoch-
schulen durch eine höhere Abiturquote sowie die Öffnung des 
Hochschulzugangs für Personen mit Qualifikationen jenseits des 
Abiturs; ausreichende Studienplatzkapazitäten und eine eltern-
unabhängige Studienfinanzierung. 
 
Wir wollen Sachsen schrittweise kinder- und jugendgerecht gestalten. 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN steht für eine Politik, die das 
Wohl und die Rechte der Kinder und Jugendlichen in allen Bereichen in 
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Verwertungsinteressen betrachtet. Wir wollen Kinder und Jugendliche, 
die ihre Bedürfnisse und Interessen ausdrücken können. Die 
Lebensphasen Kindheit und Jugend sind ein Experimentierraum mit 
grundlegender Bedeutung für die Wandlungsfähigkeit unserer 
Gesellschaft und der jedes einzelnen Kindes und Jugendlichen. Kinder 
und Jugendliche haben ein eigenes Recht auf Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit und auf Bildung. Chancengerechtigkeit beginnt mit 
frühkindlicher Bildung. Die Bildungsverläufe aller Kinder müssen auf 
diesem Niveau fortgesetzt werden und inkludierend angelegt sein. Zu 
mehr Gerechtigkeit tragen auch der Aufbau echter Ganztagsschulen 
und längeres gemeinsames Lernen bei. 
 
 
3. Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik auf kommunaler, Landes- und 
Bundesebene reformieren 
 
a) Erstellen einer Stärken-Schwächen-Analyse von Options-
kommunen und Arbeitsgemeinschaften im Rahmen des SGB II 
hinsichtlich der Förderung und Vermittlung von Langzeit-
arbeitslosen und ihrer Familien 
b) Förderung innovativer Fortbildungs- und Eingliederungsmodelle, 
wie z.B. unterstützte Beschäftigung nach dem Grundsatz „erst 
platzieren, dann trainieren“ oder das Jenaer Modell „Assistenz U 
25“ 
c) Sensibilisierung von kleinen und mittleren Unternehmen für eine 
heterogene und vielfältige Belegschaft 
d) Erleichterung der Integration von Migrantinnen und Migranten in 
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e) Umsetzung einer effektiven und passgenauen Arbeitsmarkt-
politik, einschließlich der Schaffung eines sozialen Arbeits-
marktes, um langzeitarbeitslosen Menschen statt der Aneinan-
derreihung von 1-Euro-Jobs eine wirkliche Chance auf 
langfristige, sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse zu geben 
f) Fortführung und Weiterentwicklung des Programms „Soziale 
Stadt“, um bezahlbaren Wohnraum und eine gezielte Wohn-
raumförderung für einkommensschwache Familien zu gewähr-
leisten und benachteiligte Stadtteile zu attraktiven Lebensorten 
zu entwickeln 
g) Bundesratsinitiative zur Anhebung der Leistungen aus dem SGB 
II (Arbeitslosengeld II, Sozialgeld) und dem SGB XII (Sozialhilfe) 
auf eine Höhe von 420 Euro und für Kinder und Jugendliche 
Regelsätze zwischen 280 und 360 Euro als Sofortmaßnahmen 
auf dem Weg zu einer bedarfsorientierten Grundsicherung und 
einer bedingungslosen Kindergrundsicherung. 
 
Ziel der Arbeitsmarktpolitik der GRÜNEN-Fraktion ist die Schaffung von 
regulär bezahlten Beschäftigungsverhältnissen im ersten Arbeitsmarkt. 
Für die vielfältigen Probleme, die mit der zunehmenden Flexibilisierung 
am Arbeitsmarkt verbunden sind, müssen passgenaue Lösungen 
gefunden werden. Dabei muss für alle Beschäftigungsformen ein 
gerechtes Maß an Sicherheit erreicht und Flexibilität geschaffen 
werden, um berufliche Neuanfänge, Richtungswechsel und Auszeiten 
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4. Gerechte Entlohnung herstellen 
 
a) Forderung an die Tarifparteien, der ungleichen Entlohnung von 
Frauen und Männern durch den Einsatz diskriminierungsfreier 
Methoden zur Arbeitsbewertung ein Ende zu bereiten 
b) Einsatz geschlechtergerechter Leistungsvergütung im 
Öffentlichen Dienst unterstützen 
c) Festschreibung eines generellen Mindestlohns, der von einer 
Mindestlohnkommission, die sich aus Vertreterinnen und 
Vertretern der Sozialpartner und der Wissenschaft zusammen-
setzt, festgelegt und jährlich angepasst werden soll 
d) Verbesserung der Arbeitsbedingungen, höhere gesellschaftliche 
Anerkennung und angemessene Entlohnung der Tätigkeiten im 
Pflegebereich, im Bildungswesen und im Gesundheitssektor 
e) Koppelung der Vergabe von öffentlichen Aufträgen und 
Fördermitteln an die Einhaltung von Mindestlöhnen und 
Sozialstandards 
f) Einführung eines Tariftreuegesetzes in Sachsen, damit 
öffentliche Aufträge in den Bereichen Bau, öffentlicher 
Personennahverkehr, Reinigungs- und Gebäudedienst-
leistungen, Abfallwirtschaft und Fort- und Weiterbildung nur noch 
an solche Betriebe vergeben werden dürfen, die mindestens die 
in Sachsen geltenden Tarifverträge einhalten 
g) Beispielgebende Einführung „Fairer Praktika“ mit möglichst 
tarifvertraglich geregelten Standards für Praktikumsplätze in 
allen Ministerien und nachgeordneten Behörden des Freistaates 
Sachsen sowie den öffentlich geförderten Trägern und 





Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Sächsischen Landtag ● Mai 2011 
Gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit für Frauen und Männer ist für 
uns eine der entscheidenden Gerechtigkeitsfragen. Dennoch liegen die 
Erwerbseinkommen von Frauen noch immer deutlich unter denen der 
Männer. Wir werden uns auf allen Ebenen der Gesellschaft dafür 
einsetzen, diese Ungerechtigkeit zu beseitigen. 
 
 
5. Den demografischen Wandel gerecht gestalten 
 
a) Anpassung des Wohnungsbestandes und Ausbau einer 
ergänzenden Infrastruktur für die gesundheitliche und soziale 
Betreuung in den vorhandenen Wohn- und Stadtquartieren und 
im ländlichen Raum 
b) Förderung von selbstständigem Wohnen durch Unterstützung 
mittels niedrigschwelliger Betreuungsangebote, die älteren 
Menschen und Menschen mit Behinderungen den Verbleib im 
gewohnten Lebensumfeld ermöglicht und so zu mehr 
Lebensqualität beiträgt 
c) Förderung der Bürgerbeteiligung und des bürgerschaftlichen 
Engagements 
d) Mehr Beschäftigungsmöglichkeiten für ältere Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer durch Angebote beruflicher Weiterbildung, 
altersgerechte Arbeitsplätze und Gesundheitsförderung  
e) Ausbau flexibler Übergangformen in die Rente, die 
unterschiedliche gesundheitliche Belastungen in den Berufen 
berücksichtigen  
f) Unterstützung des ländlichen Raumes durch Förderung von 
innovativen Arbeitsplätzen, Sicherstellung von Infrastruktur und 
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Die Steuerungsverantwortung für die Gestaltung des demografischen 
Wandels für Sachsen als Sozialraum liegt bei der Staatsregierung und 
beim Landtag. Dies ist eine der zentralen Herausforderungen für die 
Zukunft, die nur unter Beteiligung aller Bereiche gelingen kann.  
Wir brauchen eine Generationenpolitik, die die Bedürfnisse von 
Kindern, Jugendlichen und Familien mit und ohne Kinder ebenso 
einbezieht, wie die der älteren Menschen sowie der Menschen mit 
Behinderungen und die für eine entsprechende Infrastruktur sorgt. 
Leitbild der GRÜNEN-Fraktion ist die soziale und generationengerechte 
Stadt und Gemeinde.  
 
 
6. Geschlechtergerechtigkeit endlich ernst nehmen 
 
a) Reformierung des Sächsischen Frauenförderungsgesetzes in 
Richtung eines modernen und effektiven Gleichstellungs-
gesetzes unter Beachtung der Vorgaben des Allgemeinen 
Gleichstellungsgesetzes 
b) schrittweise Herstellung der Geschlechterparität in den 
Führungspositionen im öffentlichen Dienst durch die gezielte 
Besetzung freier Stellen durch geeignete Frauen sowie durch die 
paritätische Besetzung aller Gremien im öffentlichen Dienst 
c) Einsatz im Bundesrat für die bessere Förderung von Frauen in 
der Wirtschaft durch die gezielte paritätische Besetzung von 
Aufsichtsräten 
d) Festschreiben und Umsetzen von geschlechtergerechter Bildung 
und Erziehung als Bildungsauftrag in allen Bereichen der 
vorschulischen und schulischen Bildung 
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f) Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf für alle 
Elternteile und Familienkonstellationen, z.B. durch bedarfs-
gerechte Kita-Plätze, familienfreundliche Arbeitsbedingungen, 
Erhöhung des Anreizes für Teilzeitarbeit für Väter im öffentlichen 
Dienst und in der Privatwirtschaft; durch gezielte Beratung beim 
Wiedereinstieg und durch flankierende Qualifizierungs- und 
Weiterbildungsmaßnahmen 
g)  Verbesserung des Schutzes von Frauen und Kindern vor Gewalt, 
z.B. durch Interventionsstellen und Täterberatung sowie ein 
flächendeckendes Platz- und Betreuungsangebot in Frauen-
häusern, die barrierefrei sind und zudem mehrsprachig agieren 
h) eigenständiges Bleiberecht für Migrantinnen, die Opfer von 
häuslicher Gewalt oder Zwangsprostitution geworden sind 
i) mehr Frauen in die Politik durch Mentoring-Programme sowie 
bessere Rahmenbedingungen für politische Arbeit 
 
Obwohl Mädchen und Frauen selbstbewusst ihren Platz in Beruf und 
öffentlichem Leben erobert haben, werden viele Bereiche im 
Wirtschafts- und Arbeitsleben, in Politik und Wissenschaft, besonders 
aber auch in Familie und Haushalt, immer noch von traditionellen 
Geschlechterrollen geprägt. 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN steht für die Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern in allen Lebensbereichen. Nur 
so kann jede und jeder seine individuellen Lebensentwürfe verfolgen 
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7. Gleichberechtigte Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen fördern und sichern 
 
a) Umsetzung der UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen durch Änderung der rechtlichen und sonstigen 
Rahmenbedingungen für die Bereiche Bildung, Wohnen, Arbeit, 
rechtliche Handlungsfähigkeit, selbstbestimmte Elternschaft, 
politische Teilhabe, Barrierefreiheit, unter Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse von Frauen mit Behinderung sowie 
unter Einbeziehung von Menschen mit Behinderung und deren 
Organisationen 
b) Stärkung der Position des Beauftragten der Staatsregierung für 
die Belange von Menschen mit Behinderungen 
c) Etablierung von hauptamtlichen Beauftragten für Menschen mit 
Behinderungen in den Landkreisen und kreisfreien Städten 
d) Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten für Menschen mit 
Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt 
 
Menschen mit Behinderungen sollen ihr Leben selbstbestimmt führen 
und an der Gesellschaft teilhaben können. Dieses Ziel hat unsere 
Gesellschaft noch lange nicht erreicht und das, obwohl immer mehr der 
Menschen mit Handicaps unter uns leben. 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert deshalb eine Politik, 
die Menschen mit Behinderungen als Träger von Rechten wahrnimmt 
und nicht als Objekte der Fürsorge. Die Grundsätze der Teilhabe und 
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8. Vielfalt in Sachsen gleichberechtigt und solidarisch leben 
 
a) Unterstützung der Antidiskriminierungsberatung und präventiver 
Maßnahmen, die menschenverachtende Haltungen, wie 
Homophobie, Rassismus und Sexismus entgegenwirken 
b) Etablierung von Antidiskriminierung als politische Quer-
schnittsaufgabe 
c) Unterstützung der 5. EU-Antidiskriminierungs-Richtlinie im 
Bundesrat 
d) Verabschiedung eines sächsischen Integrationsplans, der 
jenseits von Nützlichkeitsaspekten die Integration von 
Migrantinnen und Migranten vorantreibt und der auch die 
Belange von Flüchtlingen einbezieht 
e) dezentrale Unterbringung aller Flüchtlinge 
f) Abschaffung der Residenzpflicht 
g) interkulturelle Öffnung der Verwaltung 
h) Verbesserung der Beschäftigungssituation von Migrantinnen und 
Migranten in kleinen und mittleren Unternehmen durch Abbau 
von Zugangsbarrieren 
i) Vermeidung von Abschiebehaft; insbesondere keine Inhaftierung 
von Kindern und Jugendlichen 
 
Freiheit ohne Chancengleichheit ist nicht möglich. Wir wollen, dass 
Sachsen für alle Menschen unabhängig von Geschlecht, sexueller 
Orientierung, Behinderung, Hautfarbe, Herkunft, Religion und Alter 
gleichermaßen lebenswert ist. Das geht uns alle an und beginnt in der 
Mitte der Gesellschaft. 
Sachsen öffnet sich nur dann der Welt, wenn auch die Staatsregierung 
endlich beginnt, die Rechte aller Menschen anzuerkennen, die mitunter 
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steht für eine pluralistische, offene Gesellschaft und eine neue 
Integrationspolitik. Unser Ziel ist es, Sachsen für Menschen jeglicher 
Herkunft lebenswert zu gestalten. Wir wollen, dass alle Menschen, die 
in Sachsen leben, als Einwohnerinnen und Einwohner gleich behandelt 
und nicht nach ihrer Herkunft oder der kulturellen Identität 
unterschieden werden. Erwartet eine Gesellschaft eine Integrations-
leistung der zugewanderten Menschen, muss sie auch selbst ihren 





Mit diesem Positionspapier „Soziale Gerechtigkeit, Solidarität und 
Vielfalt als Leitbild für ein demokratisches Sachsen“ können bei weitem 
nicht alle Probleme und Ungerechtigkeiten in Sachsen angesprochen 
werden. Jedoch ist dadurch ein deutlicher Aufbruch in eine neue 
Sozialpolitik beschrieben. Daneben wird es für die Schaffung von mehr 
Gerechtigkeit entscheidend sein, dass die Staatsregierung mit den 
anderen Akteurinnen und Akteuren das Gespräch sucht, ihre Ziele klar 
benennt und in einen Aushandlungsprozess darüber eintritt, was getan 
werden muss und was gelassen werden soll.  
 
Gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern, Organisationen der 
Wohlfahrtspflege und den Kommunen müssen die Grundlagen für mehr 
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